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Vorbemerkung 

 

Diese Materialsammlung ist im Jahr 2016 entstanden im Auftrag des Arbeitskreises Qualität der 

Allianz Vielfältige Demokratie. 

Die Materialsammlung gibt einen Überblick über die Bandbreite möglicher Antworten auf die 

folgenden Fragen: 

- Was ist Bürgerbeteiligung? (Kapitel 1) 

- In welchen Politikfeldern findet Bürgerbeteiligung statt? (Kapitel 2) 

- Zu welchem Zweck gibt es Bürgerbeteiligung? (Kapitel 3) 

- Wie lassen sich Bürgerbeteiligungsverfahren zusammenfassen und sortieren? (Kapitel 4) 

- Welche Formen und Verfahren von Bürgerbeteiligung gibt es? (Kapitel 5) 

- Welche sozio-kulturellen Unterschiede lassen sich bei der Bürgerbeteiligung feststellen? 

(Kapitel 6) 

- Was ist gute Bürgerbeteiligung? (Kapitel 7) 

Bei den Texten handelt es sich (bis auf wenige Ausnahmen) um unveränderte Zitate aus den jeweils 

genannten Quellen.  

Es werden möglichst Texte zitiert, die online erhältlich sind. Die jeweiligen Internetadressen finden 

sich im Literaturverzeichnis; sie können ï in der pdf-Fassung ï direkt aus dem Text aufgerufen 

werden. 

Die Materialsammlung beschäftigt sich im Wesentlichen mit der sogenannte Ăinformelle B¿rger-

beteiligungñ (siehe Definition unter 1.3).  

Sie ist weder vollständig noch abschließend. 
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1. Verständnisse und Definitionen von Bürgerbeteiligung  

1.1 Ausgewªhlte Definitionen von ĂB¿rgerbeteiligungñ 

Definition  Autor  

Als Bürgerbeteiligungsverfahren sind kommunikative Prozesse  gemeint, in denen 
Personen, die qua Amt oder Mandat keinen Anspruch auf Mitwirkung an 
kollektiven Entschei dun gen haben, die Möglichkeit erhalten, durch die 
Eingabe von Wissen, Präferenzen, Bewer tungen und Empfehlungen auf die 
kollektiv wirksame Entscheidungsfindung direkten oder indirekten Einfluss 
zu nehmen.  

 
Renn (in Hilpert 2011) 

 

Der Begriff èB¿rgerbeteiligungç wird (é) gemªÇ der in der Politikwissenschaft 
verbreiteten Definition von Max Kaase genutzt, d.h. als Bezeichnung von 
Handlungen und Verhaltens weisen, die Bürgerinnen und Bürger freiwillig und 
mit dem Ziel verfolgen, Entschei dun gen auf den verschiedenen Ebenen des 
politisch -administrativen Systems zu beeinflussen . 

 
Nanz / Fritsche (2012) 

 

Bürgerbeteiligung bedeutet die Möglichkeit aller betroffenen und interessierten 
Bürger innen und Bürger, ihre Interessen und Anliegen bei öffentlichen 
Vorhaben zu vertreten und ein zubringen .  

 
Amt der Vorarlberger 
Landesregierung (2010) 

 

(Bürgerbeteiligung ist die) Teilhabe oder Mitgestaltung der Bürger an einem 
Planungs - und Entscheidungsprozess durch Information, Konsultation oder 
Kooperation , wobei gesetzlich vorgeschriebene und darüber hinausgehende 
informelle Beteiligungsformen möglich sind.  

 
BMVI (2014) 

 

Bürgerbeteiligung umfasst jede Form der Einbeziehung von Bürgerinnen und 
Bürgern in politische Entscheidungsprozesse . Akteure in 
Beteiligungsprozessen können neben Bürgerinnen und Bürgern auch Kommunen, 
Länder, Bund wie auch wirtschaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure sein. Für 
die Mitwirkung von Bürgerinnen und Bürgern in Beteiligungsprozessen ist 
entscheidend, dass: 
 

¶ Bürgerinnen und Bürger als solche einbezogen werden ï und nicht 
ausschließlich »Funktionsträger« wie Experten, gewählte Repräsentanten 
oder Vertreter von Institutionen, 

¶ die Einbezogenen etwas beisteuern können ï und nicht nur »Empfänger« 
sind, 

¶ das Verfahren von der Politik und/oder Verwaltung initiiert oder zumindest 
begleitet wird. 

 
Beteiligungskompass.org 

Wir haben ein breites Verständnis von Bürgerbeteiligung  und wir möchten über 
die ganze Spannbreite diskutieren: Beteiligungsverfahren gehören dazu, 
genauso wie Demon stra tio nen und ziviler Ungehorsam. Ebenso konstruktive 
Aktionen, bei denen etwas Neues ge schaffen wird, wie auch freiwilliges 
Engagement, bei dem Ehren amt liche in gemein nüt zigen Einrichtungen, 
Vereinen und Initiativen mitarbeiten.  

 
Bürgerbeteiligung in Köln 
(2012) 
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1.2 Adjektive, die in Verbindung mit ĂB¿rgerbeteiligungñ verwendet werden 

konventionelle  Beteiligung an Wahlen, Mitgliedschaft in einer Partei oder deren Unterstützung, z.B. durch 

Spenden (Vetter 2014) 

 
unkonventionelle  hat einen mittleren bis geringen Legitimitätsstatus und ist zum Teil illegal 

 (Hausbesetzungen, Proteste, Unterschriftenaktionen oder Boykotte) (Vetter 2014) 

 
mitgestaltende/  findet im Vorfeld der eigentlichen politischen Entscheidungen statt und gibt den Bürgern  

kooperative  die Möglichkeit, in unterschiedlichem Ausmaß ihre Interessen in administrative Planungs- 

und Vorbereitungsprozesse einzubringen (Vetter 2014, Heidelberg) 

 
strukturierte  [Begriff wird ohne Definition verwendet] (Gießen 2015, Potsdam 2014) 

 
kontinuierliche  findet über die Laufzeit des gesamten Projekts statt (BMVI 2014) 

 
crossmediale  bezieht sowohl Präsenzveranstaltungen auch Online-Aktivitäten ein (Zebralog)  

[siehe auch unten: ĂBlended Participationñ] 

selbstbestimmte ĂBei der selbstbestimmten B¿rgerbeteiligung mischen sich Menschen in den politischen 

Prozess ein, um ihre Interessen zu vertreten. Das geschieht unabhängig davon, ob die 

Politik der Bürger dazu aufgefordert haben ï oder pointierter formuliert: unabhängig davon, 

ob den verantwortlichen Politikern eine Beteiligung am fraglichen Thema gerade gelegen 

kommt.ñ (von Herrmann 2015) 

vorgegebene ĂDie vorgegebene B¿rgerbeteiligung findet nur statt, wenn sie den Politikern, die sie initiieren 

und vorantreiben, gelegen kommt. Thema und Art der Beteiligung sowie den Entscheidungs-

rahmen geben die Initiatoren fest vor ï sie sind Herr des Verfahrens.ñ (von Herrmann 2015) 

1.3 Formelle und informelle Bürgerbeteiligung  

Begriff  Definition  

formelle  
Bürgerbeteiligung  

Formelle Bürgerbeteiligung (auch: gesetzliche oder obligatorische (verpflichtende) 
Beteiligung) meint Bürgerbeteiligung, die gesetzlich vorgeschrieben ist (im 
Unterschied zur informellen oder freiwilligen Beteiligung). Solche Vorschriften gibt es 
beispielsweise für: 
 

¶ Bauleitplanung 

¶ Raumordnungsverfahren 

¶ Genehmigungsverfahren 

¶ Landes- und Regionalplanung 

¶ Umweltverträglichkeitsprüfung.  
 
Bei diesen vorgeschriebenen Beteiligungsverfahren sind die Beteiligten (z. B. 
Behörden, Träger öffentlicher Belange, betroffene Bürger/innen) ebenfalls 
vorgegeben. Auch der Zeitpunkt innerhalb des gesamten Planungsverfahrens steht 
zumeist fest. 
(http://kommunalwiki.boell.de/index.php/Formelle_B%C3%BCrgerbeteiligung) 
 

informelle  
Bürger beteiligung  

Zu den informellen Verfahren der Bürgerbeteiligung gehören alle Verfahren, die nicht 
gesetzlich geregelt sind.  
(http://kommunalwiki.boell.de/index.php/Informelle_Verfahren_der_B%C3%BCrgerbe
teiligung) 
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1.4 Alternativ verwendeter Begriff ĂEinwohnerbeteiligung ñ 

Begriff  Definition  

 
Einwohnerbeteiligung  

Der Begriff Einwohnerbeteiligung umfasst die möglichst umfassende und 
frühzeitige Information  der Einwohner/innen sowie unterschiedliche Formen,  
mit denen sich die Einwohner/innen an Arbeits- und Entscheidungsprozessen 
der kommunalen Politik und der Verwaltung beteiligen können.  
(https://www.goettingen.de/staticsite/staticsite.php?menuid=1652&topmenu=272)  
 
(1) Einwohner  der Gemeinde ist, wer in der Gemeinde seinen ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt  hat. 
(2) Bürger  der Gemeinde ist, wer zu den Gemeindewahlen  wahlberechtigt  ist. 
(§11 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) 

 
Vorhabenbegleitende 
Einwohnerbetei ligung  
 

Der Magistrat beteiligt die Einwohnerschaft in geeigneter Weise an ausgewähl-
ten Vorhaben, für die sich wegen ihrer Bedeutung oder aus anderen Gründen, 
beispielsweise aus Reaktionen auf die Vorhabenliste nach § 3, in einer Bürger-
schaftsversammlung  nach  §  9  oder  aus  Bürgerbefragungen nach § 11 das 
Bedürfnis dazu gezeigt hat. (Gießen 2015) 
 

 

 

1.5 Alternativ verwendeter Begriff Ă¥ffentlichkeitsbeteiligungñ 

Begriff  Definition  

Beteiligung der 
Öffentlichkeit  

ĂDie Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erör-
terung zu geben. Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit im Sinne 

des Satzes.ñ (§ 3 Baugesetzbuch) 
 

frühe 
Öffentlichkeits -
beteiligung  

Die Behörde wirkt darauf hin, dass der Träger bei der Planung von Vorhaben, die nicht 
nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten 
haben können, die betroffene Öffentlichkeit frühzeitig über die Ziele des Vorhabens, 
die Mittel, es zu verwirklichen, und die voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens 

unterrichtet. (§ 25 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz), (auch verwendet in VDI2015, 
VwV 2013) 
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1.6 Weitere Adjektive in Verbindung mit Ă¥ffentlichkeitsbeteiligungñ  

förmliche (formelle) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach Einschätzung der 

Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die 

Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. (§ 3 Abs. 2 BauGB) 

nicht-förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit nach der Antragstellung oder sonstigen Verfahrenseinlei- 

(nicht formelle) tung, die während eines Verwaltungsverfahrens ergänzend zur förmlichen Öffentlichkeits- 

 beteiligung durchgeführt wird. (VwV 2013) 

vorgelagerte Vorerörterung im Vorfeld von Planfeststellungsverfahren (Wulfhorst 2013) 

begleitende Während der Genehmigungs- und Bauphase (VDI 2015) 

nachlaufende Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit durch den Vorhabenträger nach Erlass der 

Zulassungsentscheidung während der Vorhabenrealisierung (VwV 2013) 

informative Die Beteiligten erhalten Informationen über die Planung oder Entscheidung 

(Bundeskanzleramt 2009) 

konsultative Die Beteiligten können zu einer gestellten Frage oder einem vorgelegte Entwurf Stellung 

nehmen. (Bundeskanzleramt 2009) 

kooperative Die Beteiligten können bei der Entscheidung mitbestimmen (Bundeskanzleramt 2009) 

 

1.7 Abgrenzung der Begriffe ĂB¿rgerbeteiligungñ und Ă¥ffentlichkeits-

beteiligungñ 

Abgrenzung  Autor  

Bürgerbeteiligung  bedeutet die Möglichkeit aller betroffenen und interessierten 
Bürgerinnen und Bür ger , ihre Interessen und Anliegen bei öffentlichen Vorhaben zu 
vertreten und einzubringen. Öffentlichkeitsbeteiligung  bedeutet, dass sich neben 
Bürgerinnen und Bürgern auch Interessengruppen wie  Kammern oder NGOs  
beteiligen können. 

Amt der 
Vorarlberger 
Landesregierung 

(é) wurde jedoch bewusst die Entscheidung getroffen den Begriff Ă¥ffentlichkeitsbe-
teiligungñ statt ĂB¿rgerbeteiligungñ zu verwenden, um deutlich zu machen, dass an 
den jeweiligen Beteiligungs prozessen alle vor Ort lebenden Menschen teil neh-
men können und nicht nur die Personen, die den Status des (Staats -)Bürgers 
oder der (Staats -) Bürgerin besitzen . Öffentlichkeitsbeteiligung wird deshalb im 
Folgenden synonym zu Bürgerbeteiligung verwendet. 

Alcantara (2014) 

 

1.8 Alternativ  verwendeter Begriff  ĂPartizipationñ 

Begriff  Definition  

Partizipation  Partizipation wird verstanden als das Recht auf freie, gleichberechtigte und 
öffentliche Teilhabe der BürgerInnen an gemeinsamen Diskussions - und 
Entscheidungsprozessen in Gesellschaft, Staat und Institut ionen, in institu -
tionalisierter oder offener Form . (Knauer/Sturzenhecker 2005) 

soziale 
Partizipation  
 

tritt in unterschiedlichen Formen auf, z.B. in Vereinen, Kirchen oder anderen sozialen 
Gemeinschaften wie Eltern-Kind-Gruppen oder Selbsthilfegruppen. Dabei geht es 
immer um freiwillige, unentgeltliche Aktivitäten, die einen sozialen Bezug haben 
und über das eigene Lebensumfeld hinausgehen . (Vetter 2014) 
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1.9 Abgrenzung der Begriffe ĂB¿rgerbeteiligungñ und ĂPartizi pationñ 

Abgrenzung  Autor  

Bürgerbeteiligung unterscheidet sich zentral dahingehend, ob sie von Seiten 
der Entscheidungsträger (Politik/Wirtschaft) oder aus der Bevölkerung heraus 
initiiert wird. Obwohl die Begriffe Beteiligung und Partizipation im allgemeinen 
Sprachgebrauch meist synonym verwendet werden, dienen sie in diesem Gut-
achten dazu, diese beiden Formen der Teilhabe sprachlich zu unterscheiden: 
Beteiligung  beschreibt alle Formen, die von Entscheidungsträgern initiiert 
werden (Ătop-downñ), Partizipation  bezeichnet Methoden, die von der Be-

völkerung bzw. den Betroffenen ausgehen (Ăbottom-upñ). 
 

Thewes/Saalbach/Kohler 
(2014) 

 

1.10 E-Partizipation und Online -Beteiligung  

Begriff  Definition  

E-Partizipation  
 

umfasst alle internetgestützten Verfahren , die eine Beteiligung von Bürgern am 
politischen Entscheidungsprozess ermöglichen 
(Wikipedia) 
 

Online -Beteiligung  
 

Die Bürgerbeteiligung erfolgt nicht (jedenfalls nicht alleine) als Präsenzver-
anstaltung oder mittels Offline-Medien, sondern unter Rückgriff auf webbasierte 
Informations - und Kommunikations anwendungen  (Martini/Fritzsche 2015) 
 

Blended 
Participation  

Mitwirkung und Mitentscheidung, die herkömmliche Beteiligungsmethoden 
(Workshops, BürgerInnenforen) sowie E -Participation in einem flexiblen und 
zeitlich aufeinander abgestimmten Prozess miteinander verschränkt  
(http://www.partizipation.at/standpunkt-gerlich.html) 
 

Open Participation  
 

Medienübergreifende  (on- wie offline), offene  Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern an politischen Entscheidungsprozessen. 
(http://www.e-demokratie.org/definition/open-participation/) 
 

Abgrenzung  Nicht jede elektronische Unterstützung der Bürgerbeteiligung durch Informations- 
und Kommunikationstechnik (IKT) ist aber Online-Bürgerbeteiligung. Findet das Be-
teiligungsverfahren bzw. der konkrete Beteiligungsakt in Gestalt von Präsenzveran-
staltungen oder auf dem Postwege statt und kommt IKT allenfalls unterstützend  
(beispielsweise zur Informationsbereitstellung) zum Einsatz, handelt es sich viel-
mehr um ein Offline- bzw. Präsenz-Beteiligungsangebot. Erst wenn die wesent -
lichen kommunikativen und interakt iven Bestandteile des  Beteiligungs ver-
fahre ns mithilfe von webbasierter Informations - und Kommunikationstechnik 
(IKT) realisiert werden , verdient das Verfahren die Bezeichnung »Online-Bürger-
beteiligung« (bzw. E-Partizipation).  
(Martini/Fritzsche 2015) 
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1.11 Weitere v erwandte und abgeleitete Begrifflichkeiten  

Begriff  Definition  

Kinder - und 
Jugendbeteiligung/ -
Partizipation  

Beteiligung zielt darauf ab, Entscheidungsräume für junge Menschen zu öffnen 
und damit von Se iten der Erwachsenen Macht abzugeben . 
(BMFSFJ 2015) 
 

Bürgerschaftliches/ 
ehrenamtliches/ 
freiwilliges 
Engagement  

 

In Deutschland entsteht erst allmählich ein allgemein akzeptierter Begriff für die 
vielfältigen Formen des bürgerschaftlichen Engagements, des Ehrenamts, der 
Freiwilligenarbeit und der Selbsthilfe. Im Leitfaden wird als Oberbegriff dafür 
"freiwilliges Engagement" verwendet. Er setzt sich zunehmend in Praxis und Politik 
durch und schlägt auch eine Brücke zum international gebräuchlichen Begriff des 
"Volunteers". Freiwilliges Engagement umfasst alle freiwilligen Aktivitäten der 
Bürger/innen für die Organisation von Gemeinschaftsaktivitäten sowie das 
politische, soziale und gesundheitliche Engagement .  
(Joachim Braun (2000) Leitfaden für Kommunen zur Information und Beratung über 
freiwilliges Engagement und Selbsthilfe) 
 

Finan zielle Beteili -
gung an einem 
Infrastrukturprojekt  

Die (é) Mºglichkeiten zur Bürgerbeteiligung an Windparkprojekten  der EnBW 
(werden) deutlich erweitert. (é)  Die EnBW Erneuerbare Energien GmbH wird 
zukünftig Anteile an ausgewählten Windparks nach deren Fertigstellung der 
BürgerEnergie AG zur Beteiligung anbieten .  
(Pressemitteilung EnBW) 

¶ Reine Anlageprodukte  (wie Energie-Sparbrief, Genussrecht oder partiarisches 
Darlehen) 

¶ Unter nehmensbeteiligungen  (Genossenschaft, stille Beteiligung, GmbH & Co. 
KG) 

 

 

1.12 ĂSpacesñ der B¿rgerbeteiligung 

Begriff  Definition  

invited  spaces  ¶ Mobilisierte Partizipation (Kersting in: Hammer 2013) 

¶ Einladung zur Beteiligung Ăvon obenñ (Roth 2014) 

¶ Partizipationsräume der Stadtverwaltung, in die BürgerInnen eingeladen 
werden / Festgelegte Beteiligungsstrukturen (formelle und informelle 
Instrumente) (Waegerle 2013) 

invented spaces  ¶ Spontane Partizipation (Kersting in: Hammer 2013) 

¶ neue Räume bürgerschaftlichen Engagements und zivilgesellschaftlicher 
Selbsttätigkeit (Roth 2014) 

created spaces  ¶ Partizipationsräume, die autonom entstanden sind / Flexible Einflussformen auf 
Gestaltung und Prozesse der Stadtentwicklung (Waegerle 2013) 
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2. Kontexte mit dem Begriff ĂB¿rgerbeteiligungñ 

B¿rger- und ¥ffentlichkeitsbeteiligung auf unterschiedlichen Ebenen in ausgewªhlten 
Politikfeldern (beispielhafte Aufzªhlung) 

 
 Quartier  Stadtteil  Kommune  

 
Region  Bundesland  Bund  

Arbeit, Soziales, 
Integration 

 Flüchtlingsunter-
bringung 

Flüchtlingsunter-
bringung 

   

Bildung, Schule, 
Sport 

 Sportentwick-
lungsplanung 

    

Brand- und 
Bevölkerungs-
schutz 

 Hochwasser-
schutz 

    

Energie  Stromnetzausbau Stromnetzausbau Stromnetzausbau
Pumpspeicher-
kraftwerk 

Stromnetzausbau 
Windparks 

Stromnetzausbau 
Endlagersuche 

Europa, 
Internationales 

  Partnerstädte, 
Kommune, 
Entwicklungs-
planung 

  Servicestelle 
Kommunen in 
der Einen Welt 

Finanzen   Bürgerhaushalt    

Gesundheit   Krankenhaus-
planung 

Krankenhaus-
planung 

  

Kinder, Jugend, 
Familie 

Spielplätze      

Kultur und 
Denkmalpflege 

  Kulturentwicklung
splan, 
Weltkulturerbe 

   

Personal, 
Organisation 
Informations-
management 

  Open Data,  
Beschwerdeman
agement 

 Open Data, 
Transparenzplattf
orm 

 

Stadtentwicklung, 
Bauen, Wohnen 

Quartiersentwick-
lung 
 

Stadtteilent-
wicklung 
Sozialraument-
wicklung, 
Masterplan, 
Integriertes 
Stadtentwick-
lungskonzept, 
Stadterneuerung 

Bauleitplanung, 
Stadtentwicklung,  
-planung, 
Stadtumbau 
Stadtsanierung 
Städtebauförderu
ng 

Regionalplanung Landesraumordn
ungsplan/ 
Landesentwick-
lungsplan/  
Landesentwick-
lungsprogramm 

 

Stadtentwicklung, 
Bauen, Wohnen 

Wohngebiete 
Platzgestaltung 

Soziale Stadt, 
Städtebauliche 
Planung 

    

Umwelt   Lärmminderungs-
planung Lokale 
Agenda, 
Mobilfunk 

FFH-Gebiete 
Naturpark 

Klimaschutzplan 
Anpassungsstrat
egie 
 

Klimaschutzplan 
Anpassungs-
strategie 
 

Verkehr   Verkehrsentwick-
lungsplanung 

Flughafen 
 

 Bundesverkehrs
wegeplan, 
Straßenbau 

Wirtschaft, 
Verbraucher 

 Einzelhan-
delskonzept 

Betriebsan-
siedlung und 
 ïerweiterung 

  Verbraucher-
schutz 

sonstiges   Leitlinienentwick-
lung, 
Vorhabenliste,  
Bürgerkommune 
Beteiligungs-
kultur 
Bürgergesell-
schaft  

 Regierungsbilanz  
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3. Zwecke von Bürgerbeteiligung  

3.1 Mögliche Zwecke, Folgen, Nutzen, Vorteile und Effekte von 

Bürgerbeteiligung 1: 

Allgemeine Demokratieverbesserung  

¶ Stärkung der demokratischen Kompetenz der Bürger (Senat Berlin, 2011) 

¶ Aufbau von Identifikation, bürgerschaftlichem Engagement und sozialem Kapital (Senat Berlin 2011) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung weckt das Interesse an politischer Teilhabe und fördert eine lebendige 
Demokratie. (BKA Österreich, 2011) 

¶ Bürgerinnen und Bürger in die Erbringung von Leistungen einzubeziehen (Beteiligungskompass.org) 

¶ Mit-Entscheidung und Co-Governance:  

¶ Steht bereits am Beginn eines Verfahrens fest, dass Betroffene und Interessierte bei der Entwicklung 
eines Vorhabens oder seiner Ausführung mitbestimmen, dann handelt es sich um Mit-Entscheidung 
bzw. Co-Governance. Das ist dann der Fall, wenn Empfehlungen der Teilnehmenden garantiert in den 
weiteren Entscheidungsprozess einfließen. Co-Governance bedeutet eine direkte Einflussnahme auf 
politische Entscheidungen. (Nanz/Fritsche 2012) 

Kommunikations - und Verständnisverbesserung  

¶ Dialog zwischen Politik, Verwaltung und Bürgerschaft (Senat Berlin, 2011) 

¶ In Prozessen der Öffentlichkeitsbeteiligung werden die Verantwortungsbereiche der beteiligten Gruppen 
klar dargestellt und wahrgenommen (BKA Österreich, 2011) 

Bewusstseinsbildung, Lernen, Kontaktbildung  

¶ Beteiligungsprozesse sind gemeinsame Lernprozesse und stärken so die Bewusstseinsbildung (BKA 
Österreich, 2011) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung fördert das Verständnis für unterschiedliche Standpunkte und für das zu 
lösende Problem. Der Informationsfluss wird verbessert. Die Verwaltung agiert bürgerInnennah, 
lösungsorientiert und bedarfsgerecht. (BKA Österreich, 2011) 

¶ Individueller Nutzen und Qualifizierung persönlicher Kompetenzen:  

¶ Auch wenn im Vorfeld eines Verfahrens feststeht, dass es keinen oder nur einen geringen Einfluss auf 
politische Entscheidungsprozesse nehmen wird, so können Bürgerinnen und Bürger trotzdem 
individuellen Nutzen aus einem Partizipationsprozess ziehen. Sie nutzen Beteiligungsverfahren nicht 
zuletzt auch, um ihr Wissen zu erweitern, ihre oben erläuterten »Democratic Skills« zu verfeinern oder 
um Kontakte zu Gleichgesinnten zu knüpfen. (Nanz/Fritsche 2012) 

¶ Eine Beteiligung ermöglicht den Bürgern, die Zusammenhänge und Hintergründe, die dem Verfahren 
zugrunde liegen, besser nachzuvollziehen. (BMVI 2014) 

¶ Beteiligungsvorhaben zu wichtigen kommunalen Fragen können förderlich dafür sein, in Szenarien zu 
denken und zu lernen, Konsequenzen und zukünftige Entwicklungen abzuschätzen. (BMFSFJ 2015) 

¶ Die aktive Auseinandersetzung mit den Interessen anderer Gruppen stärkt nicht nur Verständigungs-
bereitschaft und Kompromissfähigkeit, sie schult auch die Fähigkeit, sachgerecht zu argumentieren, 
Partner zu gewinnen, unklare Situationen aus- und trotz Widerständen durchzuhalten. (BMFSFJ 2015) 

Transparenz von Werten/ Präferenzen  und Bedürfnissen  

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung macht die Werte oder Werthaltungen der Beteiligten sowie ihre Interessen und 
Bedürfnisse sichtbar (BKA Österreich, 2011) 

¶ Bedürfnisse und Probleme zu identifizieren (Beteiligungskompass.org) 

Gegenseitige Wertschätzung, Vertrauensstärkung und Gemeinschaft  

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung hilft das Vertrauensverhältnis zwischen Politik, Verwaltung sowie Betroffenen 
und Beteiligten zu stärken. (BKA Österreich, 2011) 

                                                      
1 Dieses Kapitel beruht auf Vorarbeiten von Rainer Carius. 
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¶ Öffentlichkeitsbeteiligung fördert die Gemeinschaft und den gegenseitigen Respekt zwischen Politik, 
Verwaltung und Beteiligten sowie auch unter den Beteiligten. Leistungen werden gegenseitig stärker 
anerkannt. (BKA Österreich, 2011) 

Aktivierung, Dynamisierung von Debatten und Planungen  

¶ Aufbau von Engagement und sozialem Kapital (Senat Berlin, 2011) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung aktiviert, macht Betroffene zu Beteiligten und dynamisiert 
Entwicklungsprozesse und Beteiligungsprojekte. (BKA Österreich, 2011) 

¶ Einflussnahme auf Öffentlichkeit und Gesellschaft:  

¶ Ein Beteiligungsverfahren kann, auch wenn es keinen unmittelbaren Einfluss auf politische Ent-
scheidungsprozesse hat, zur Initiierung und Bereicherung öffentlicher Debatten beitragen. (Nanz/Fritsche 
2012) 

Transparentmachung des Planungs - und Entscheidungsprozesses  

¶ Bürger werden in den Planungs- und Entscheidungsprozess integriert. Sie erhalten, beispielsweise durch 
die Einsichtnahme in die Unterlagen, die Möglichkeit, den Planungs- und Entscheidungsprozess 
nachvollziehen und zu beeinflussen (BMVI, 2014) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung gestaltet die Prozesse der Entscheidungsfindung transparent und 
nachvollziehbar (BKA Österreich, 2011) 

Qualitätssicherung und Kosteneinsparung  

¶ Der intensive Austausch zwischen allen Beteiligten eröffnet die Integration verschiedener Blickwinkel, 
was die Absicherung der Ergebnisse verbessert. Öffentlichkeitsbeteiligung trägt so auch zu 
Qualitätssicherung und leichterer Umsetzung bei. Das bedeutet, dass Öffentlichkeitsbeteiligung zeit- und 
kostensparende Wirkungen haben kann. (BKA Österreich, 2011) 

Verbesserung von Problemlösungen  

¶ Konsultation und Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern:  
Hier steht die beratende Funktion von Beteiligungsverfahren im Mittelpunkt. (Nanz/Fritsche 2012) 

¶ Nutzen lokalen Wissens (Senat Berlin, 2011) 

¶ Neue Ideen und Vorschläge für Maßnahmen zu erhalten (Beteiligungskompass.org) 

¶ Umsetzungshürden für Vorhaben zu entdecken (Beteiligungskompass.org) 

¶ Die Bürger können ihre Belange und Ideen auch schon im Vorfeld der formellen Beteiligung in die 
Planung einbringen und dadurch zur Optimierung der Planung beitragen. (BMVI, 2014) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung bringt innovative Lösungen, da alle Beteiligten ihr Wissen, ihre praktischen 
Erfahrungen und ihre Kreativität einbringen (BKA Österreich, 2011) 

Erkennen und Abbau von Konfliktpotenzialen  

¶ Frühzeitiges Erkennen von Konfliktpotenzialen (Senat Berlin, 2011) 

¶ Konflikte abzubauen (Beteiligungskompass.org) 

¶ Gerichtliche Auseinandersetzungen können durch das frühzeitige Erkennen von Konflikten und entspre-
chende Plananpassungen vermieden werden, wodurch Verfahrensverzögerungen durch nachträglich 
erforderliche Änderungen reduziert werden können. (BMVI, 2014) 

Verbesserung von  Legitimation, Akzeptanz und Umsetzung von Planungen und Ergebnissen  

¶ Die Legitimation des Planungs- und Entscheidungsprozesses wird erhöht, sofern Einwände der Bürger 
bei der Entscheidungsfindung entweder berücksichtigt werden oder ï wenn sie keine Berücksichtigung 
finden ï gut begründet wird, warum in der Gesamtabwägung andere Interessen stärker ins Gewicht 
fielen. (BMVI 2014) 

¶ die Legitimation von Entscheidungen zu stärken (Beteiligungskompass.org) 

¶ Stärkung der Legitimation und Akzeptanz von Planungen (Senat Berlin, 2011) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung erleichtert die Entwicklung einer akzeptierten Strategie. Sie fördert langfristige 
Lösungen und gewährleistet daher Planungssicherheit (BKA Österreich, 2011) 

¶ Öffentlichkeitsbeteiligung erlaubt die Einbeziehung der Öffentlichkeit in die Entscheidungsfindung. Die 
Ergebnisse können so breiter akzeptiert und mitgetragen werden. Durch die intensive Zusammenarbeit 
können sich die Beteiligten besser mit dem Ergebnis identifizieren (BKA Österreich, 2011) 
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Entlastung des Erwartungsdrucks von Interessensgruppen  

¶ Die Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Verwaltung und betroffenen Interessengruppen führt zu einer 
Entlastung von Erwartungsdruck und Lobbying einzelner Interessengruppen (BKA Österreich, 2011) 

 

3.2 Partizipationsverständnisse  

 

(Klöti/Drilling 2014) 
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3.3 Zuordnung von Zwecken zu Funktionsd imensionen  

 

 

(Martini/Fritzsche 2015) 
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4. Kategorisierungen und Typologisierungen von  

Bürgerbeteiligungs verfahren  

4.1 Verschiedene Partizipationsleitern und ïstufen  

 

 

 
Arnstein (1969): Partizipationsleiter 

 

Nanz/Fritsche (2012): Beteiligungsleiter 
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Senatsverwaltung Berlin (2011): Partizipationsstufen 

 
Lüttringhaus (2009): Stufenmodell 
 
 

 

Städtetag Baden-Württemberg (2012) 
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4.2 Zuordnungen einzelner  Bürgerbeteiligungsverfahren zu den 

Beteiligungsstufen  

 

ÖGUT 2005 

 

 

Hilpert 2011 
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4.3 Ausgewählte Kategorisierungen von Bürgerbeteiligungsverfahren  

Kategorisierung  Autor  

1. Erkunden von Interessen und Meinungen 
2. Informieren, Meinung bilden 
3. Beteiligen 
4. Kooperieren 

Bischoff/Selle/Sinnig 
(1996): Übersicht zu 
den Formen und 
Verfahren 

1. zielgruppenspezifisch 
2. projektspezifisch 
3. themenspezifisch  
4. ortsspezifisch 

Busch (2009): 
Bezugsebenen 

(1) Information: Angebote, die auf die Bereitstellung, den Zugang und die 
Erschließung von Informationen öffentlicher Stellen abzielen und 
Voraussetzung für das Gelingen von anderen Beteiligungsformen sind. 

(2) Transparenz durch Dritte: Informelle Angebote, die über Handlungen der 
Legislative oder Exekutive berichten und so öffentliche Kontrolle ermöglichen. 

(3) Konsultation: Beteiligungsformen, durch die Expertise sowie Voten zu 
Planungs- und Entscheidungsprozessen von Bürgerinnen und Bürgern, 
Interessengruppen sowie Akteuren aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu 
bestimmten Themen eingeholt werden. 

(4) Eingaben / Beschwerden / Petitionen: Angebote, die es ermöglichen, 
Vorschläge oder Kritik, in der Regel über dazu eingesetzte vermittelnde Stellen, 
an die zur Entschei-dung befugten Stellen und Behörden zu richten. 

(5) Kooperation: Angebote, die auf einvernehmliche Zusammenarbeit zwischen 
Verwaltung, Politik, Bürgerschaft sowie Akteuren aus Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft abzie-len und zu kollektiven Präferenzen und damit (auch) zu 
Ergebnissen führen, die von ursprünglichen Positionen abweichen. 

(6) Aktivismus / Kampagnen / Lobbying: Beteiligungsformen, bei denen 
Einzelpersonen oder organisierte Akteure Maßnahmen ergreifen, die darauf 
abzielen, Aufmerksamkeit und Unterstützung für Themen und Positionen, aber 
auch für partikulare Interessen zu erhalten und die damit einen Beitrag zur 
politischen Meinungs- und Willensbildung leisten. 

ifib (2008):  
sechs 
Beteiligungsformen 

Sie wollen ... 

¶ informieren 

¶ informieren und Reaktionen einholen 

¶ einzelne Meinungen, Ideen etc. einholen 

¶ Feedback zu einem Entwurf einholen 

¶ BürgerInnen aktivieren, Diskussionen und offene Prozesse starten 

¶ von BürgerInnen gemeinsam entwickelte Ideen einholen 

¶ (Im Umfeld tätige) Organisationen,  die Fachöffentlichkeit einbinden 

¶ gemeinsam planen und Konsens finden, divergierende Interessen 
zusammenführen, Blockaden lösen 

¶ eskalierte Konflikte lösen 

¶ ĂPlanen auf der gr¿nen Wieseñ, potenzielle NutzerInnen einbeziehen 

Magistrat der Stadt 
Wien (2012): 
Methodenraster 

Top-Down-Prozesse: 

¶ Information 

¶ Befragung 

¶ (begleitende) Konsultation 

¶ Mitwirkung 

¶ Mitentscheidung 
Bottom-Up-Prozesse: 

¶ Stadtteilkonferenz 

¶ Begleitende Konsultation 

¶ Organizing 

Potsdam (2014): 
Einordnung von 
Beteiligungspro-
zessen 
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4.4 Ziele von Bürgerbeteiligung und passende Methoden  

Ziel  Methode 

Ideen sammeln, Energie bündeln  ¶ Moderationsmethode 

¶ Open Space 

Visionen entwickeln,  
Zukunft gestalten  
 

¶ AI Appreciative Inquiry 

¶ Kommunaler Planungsworkshop 

¶ Szenariotechnik 

¶ Zukunftskonferenz 

¶ Zukunftswerkstatt 

Konflikte bearbeiten,  
Standpunkte integrieren  
 

¶ Diskurs 

¶ Diskursive Bürgerversammlungen 

¶ Walt-Disney-Methode 

¶ Konfliktlösungskonferenz  

¶ Konsensuskonferenz 

¶ Mediation  

¶ Runder Tisch 

Meinungen einholen,  
Bürgerinnen und Bürger aktivieren  
 

¶ Aktivierende Befragung 

¶ Aktivierende Elemente in der Beratungstätigkeit 

¶ Arbeitsbuchmethode 

¶ Die Bürgerausstellung 

¶ Das Bürgerpanel 

¶ Community Organizing 

¶ Demokratiewerkstatt 

¶ eDemocracy 

¶ PRA ï Participatory Rapid Appraisal 

¶ RTSC ï Real Time Strategic Change 

Planungsprozesse initiieren und 
gestaltend begleiten  
 

¶ Anwaltsplanung 

¶ Gemeinsinn-Werkstatt 

¶ Gemeinwesenarbeit (GWA) - Stadtteilarbeit 

¶ Kompetenzwerkstatt 

¶ Perspektivenwerkstatt 

¶ Planning for Real® 

¶ Das Planspiel und das Handlungsspiel 

¶ Planungswerkstatt 

¶ Planungszelle 

¶ Bürgerforen 

¶ Stadtteilforen 

 
Stiftung Mitarbeit: Wegweiser Bürgergesellschaft (http://www.buergergesellschaft.de/) 

  

http://www.buergergesellschaft.de/
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4.5 Kategorisierung von Beteiligungsverfahren nach Strukturierungsgrad und  

Teilnehmerauswahl  

GAR 2013 

 

 

4.6 Kategorisierungen nach Beteiligungsbreite  (Teilnehmerzahl ) und 

Beteiligungstiefe  (Einfluss)   

MKULNV 2012 
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Ramboll 2014 

 

4.7 Bürgerbeteiligungsverfahren im Blickwinkel verschiedener 

Demokratiekonzepte  

 

Alcántara u.a. 2014 

 


















































